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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 

i. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit der Arbeitnehmer und deren 
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

— Drucksache 7/4113 — 
und 

II. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates über die Ausweitung der 
gewerkschaftiichen Rechte zugunsten der Arbeitnehmer, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern 

— Drucksache 7/4115 — 


Zu i. 


A. Problem 

Inzwischen eingetretene Äntierungen der britischen Gesetz- 
gebung erfordern besondere Durchführungsvorschriften für die 
Bestimmungen über die Zusammenrechnung von Versiche- 
rungszeiten. 


B. Lösung 

Änderung der bestehenden Verordnungen (EWG) 

Einstimmige Kenntnisnahme 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Zu 11. 


A. Problem 

Nach geltendem EWG-Recht ist es den Mitgliedstaaten erlaubt, 
Arbeitnehmer aus einem anderen Mitgliedstaat die Teilnahme 
an der Verwaltung oder Leitung gewerkschaftlicher Organisa- 
tionen zu untersagen. Diese Rechtslage muß im Hinblick auf 
Artikel 48 des Vertrages überprüft werden. 


B. Lösung 

Ein Arbeitnehmer, der die Staatsangehörigkeit eines Mitglied- 
staates besitzt und im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates beschäftigt ist, hat Anspruch auf gleiche Behandlung 
hinsichtlich der Zugehörigkeit zu Gewerkschaften und der Aus- 
übung gewerkschaftlicher Rechte einschließlich des Zugangs zur 
Verwaltung oder Leitung einer Gewerkschaftsorganisation. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Lutz 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 17. Oktober 1975 den Vorschlag einer 
Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sidierheit der 
Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern — Drucksache 
7/4113 — dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß emp- 
fiehlt einmütig nach der am 4. Dezember 1975 durch- 
geführten Beratung, von der Vorlage Drucksache 
7/4113 zustimmend Kenntnis zu nehmen. 

Dem Verordnungsvorschlag liegen folgende Über- 
legungen zugrunde: 

Die eingetretenen Änderungen der britischen Ge- 
setzgebung erfordern besondere Durchführungsvor- 
schriften für die Bestimmungen über die Zusammen- 
rechnung der Versicherungszeiten, damit bei der 
Feststellung des Anspruchs auf Leistungen nach die- 
ser Gesetzgebung die in den übrigen Mitgliedstaa- 
ten zurückgelegten Zeiten bei der Feststellung der 
Ansprüche nach dem Recht der übrigen Mitglied- 
staaten die im Vereinigten Königreich entrichteten 
Beiträge berücksichtigt werden können. Außerdem 
sei es ratsam, einige Bestimmungen der zwisdien 
Mitgliedstaaten beschlossenen zweiseitigen Verein- 
barungen beizubehalten. Schließlich seien die im 
internen Verwaltungsaufbau der Mitgliedstaaten 
eingetretenen Änderungen ebenfalls zu berücksidi- 
tigen. Die Sondervorschriften für die Zugehörigkeit 
des Deutschen Sozialversicherungssystems sind in 
Artikel 2 Nr. 2 des Verordnungsvorschlags ent- 
halten. 

II . 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 17. Oktober 1975 dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung den Vorschlag einer Ver- 


ordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates über die Aus- 
weitung der gewerkschaftlichen Rechte zugunsten 
der Arbeitnehmer, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und ab wandern — Drucksache 7/4115 — zur Be- 
ratung überwiesen. Der Ausschuß empfiehlt nach 
der Beratung am 4. Dezember 1975 einmütig, von 
der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 

Der Verordnungsvorschlag zielt darauf ab, einem 
Arbeitnehmer, der die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates besitzt und im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates beschäftigt ist, auch den Zu- 
gang zur Verwaltung oder Leitung einer Gewerk- 
schaftsorganisation zu eröffnen. Nach dem bisheri- 
gen Recht war nur die Gleichbehandlung in gewerk- 
schaftlicher Hinsicht, aufgrund derer die Arbeitneh- 
mer an der Ernennung der Leiter von Gewerkschafts- 
organisationen teilnehmen konnten, gewährleistet. 
Den Mitgliedstaaten wurde jedoch freigestellt, Ar- 
beitnehmer aus einem anderen Mitgliedstaat die 
Teilnahme an der Verwaltung und Leitung dieser 
Organisationen zu untersagen. Wenn auch seit der 
Verabschiedung der zu ändernden Verordnung die 
auf diesem Gebiet noch bestehenden Verbote durch 
Änderungen in der nationalen Gesetzgebung aufge- 
hoben worden sind, so empfiehlt es sich dennoch, um 
die Rechtssidierheit des betroffenen Personenkreises 
zu gewährleisten, Artikel 8 der Verordnung den 
Vorschriften des Artikels 48 des Vertrages anzupas- 
sen. Daher sei jedoch zwischen der Ausübung einer 
— auch leitenden — Funktion innerhalb einer Ge- 
werkschaftsorganisation die Teilnahme an der Ver- 
waltung von Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und der Ausübung eines öffentlichen-rechtlichen 
Amtes zu unterscheiden. Die Tatsache, daß die Aus- 
übung dieser Funktionen und die Teilnahme an der 
Verwaltung von Körperschaften der genannten Art 
den eigenen Staatsangehörigen Vorbehalten werde, 
dürfe nicht dazu führen, die Arbeitnehmer eines 
anderen Mitgliedstaates vom Zugang zu leitenden 
Positionen in einer Gewerkschaft auszuschließen. 


Bonn, den 4. Dezember 1975 


Lutz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit der Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern — Drucksache 7/4113^ und 

II. den Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates über die Aus- 
weitung der gewerkschaftlichen Rechte zugunsten der Arbeitnehmer, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern — Drucksache 7/4115 — 

zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 4. Dezember 1975 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Sdiellenberg Lutz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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